
 

Begründung 

Entwurf 

Stand: 03.06.2026 

Betreuung: 

……………………….. 

(Unterschrift) 

 

planungsgruppe

puche
stadtplanung umweltplanung consulting gmbh

545 FNP Begründung 2-c.docx 

 

Stadt Moringen 

34. Änderung des Flächennutzungsplans 

Für den Bereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 46 „Solarpark 
Weper-Nord“ 

 



 

Golmckesgraben 2 

 

37120 Bovenden 

 

IMPRESSUM: 

Projekt: 34. Änderung des Flächennutzungsplans für den Be-

reich des vorhabenbezogenen Bebauungsplans „Solar-

park Weper-Nord“ 

Projektnummer: 545 FNP Begründung 2-c.docx 

Kommune: Stadt Moringen 

 Amtsfreiheit 8/10 

 37186 Moringen 

Auftragnehmer:  

 Häuserstraße 1 

 37154 Northeim 

Mitarbeitende: Dipl.-Ing. Mathias Flörke, M.Sc. (Stadtplaner AKNDS) 

 Raphael Bachmann, M.Sc. (Stadtplaner AKNDS) 

Scarlette Brudniok, M.Sc. 



 

 

545 FNP Begründung 2-c.docx  

I 
STADT MORINGEN 

34. Änderung des Flächennutzungsplans 

INHALTSVERZEICHNIS 

1 Vorbemerkungen 1 

1.1 Rechtsgrundlagen 1 

1.2 Verfahrensablauf 1 

2 Hintergrund der Planung 2 

2.1 Aufstellungsanlass und Planungserfordernis 2 

2.2 Bedarfsnachweis und Bodenschutz 3 

2.3 Erneuerbare-Energien-Gesetz 4 

2.4 Allgemeine Ziele und Zwecke der Planung 4 

2.5 Beschreibung des Plangebietes 5 

3 Planerische und rechtliche Ausgangslage 9 

3.1 Raumordnung 9 

3.1.1 Landesraumordnungsprogramm 9 

3.1.1 Regionales Raumordnungsprogramm 10 

3.2 Flächennutzungsplan 12 

3.3 Plangrundlagen 13 

3.4 Kriterienkatalog für die Beurteilungen von Anfragen zur Errichtung von 

Freiflächen-Photovoltaikanlagen (FPVA) im Gebiet der Stadt Moringen 14 

4 Planungsalternativen 17 

4.1.1 Räumliche Alternativen 17 

4.1.2 Inhaltliche Alternativen 18 

4.1.3 Nullvariante 19 

5 Darstellungen 19 

6 Auswirkungen der Planung auf die städtebauliche 

Entwicklung und Ordnung 19 

6.1 Lage und Landschaftsbild 19 

6.2 Nutzungen und Nutzungskonflikte 20 

6.3 Immissionsschutz 21 

6.4 Verkehr, Erschließung und Erreichbarkeit 22 

7 Auswirkungen der Planung auf die Umweltbelange 23 

8 Hinweise 24 

8.1 Artenschutzrecht 24 

8.2 Kampfmittel 24 



 

  

 545 FNP Begründung 2-c.docx 

II 
STADT MORINGEN 

34. Änderung des Flächennutzungsplans 

 

9 Städtebauliche Werte und Kosten 25 

ABBILDUNGSVERZEICHNIS 

Abbildung 1: Makrolage des Plangebiets in der Gemarkung Nienhagen, ohne Maßstab 

(Quelle: Landesamt für Geoinformation und Landentwicklung 

Niedersachsen, 2022) 6 

Abbildung 2: Mikrolage des Plangebiets in der Gemarkung Nienhagen, ohne Maßstab 

(Quelle: Landesamt für Geoinformation und Landentwicklung 

Niedersachsen, 2022) 7 

Abbildung 3: Luftbild vom Geltungsbereich des Plangebiets mit unmittelbarer 

Umgebung, ohne Maßstab (Quelle: Landesamt für Geoinformation und 

Landentwicklung Niedersachsen, 2022) 8 

Abbildung 4: Ansicht des Plangebiets mit Blickrichtung Süden (eigene Aufnahme, 

Januar 2024) 8 

Abbildung 5: Ansicht des Plangebiets mit Blickrichtung nach Südwest (eigene 

Aufnahme, Januar 2024) 9 

Abbildung 6: Ausschnitt aus dem RROP LK Northeim (2006) mit Kennzeichnung des 

Plangebiets (ohne Maßstab) 11 

Abbildung 7: Ausschnitt aus dem Entwurf des RROP 2025 mit Lage des Plangebiets 

(ohne Maßstab) 12 

Abbildung 8: Lage des Plangebiets im wirksamen Flächennutzungsplan der Stadt 

Moringen (ohne Maßstab) 13 

 

ANHANG: 

• Büro CORAX, Gerd Brunken & Annika Schröder GbR, Göttingen, Januar 2025: „Solar-

park Weper-Nord (Stadt Moringen, Landkreis Northeim), Untersuchungen zur Fauna, 

Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag, Biotoptypenkartierung, 2024“ 

 



 

 

545 FNP Begründung 2-c.docx  

1 
STADT MORINGEN 

34. Änderung des Flächennutzungsplans 

1 Vorbemerkungen 

1.1 Rechtsgrundlagen 

Rechtsgrundlage für die 34. Änderung des Flächennutzungsplans der Stadt Moringen ist 

• das Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 

(BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 20.12.2023 (BGBl. 

2023 I Nr. 394), 

• die Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 

21.11.2017 (BGBI. I, S. 3786), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 

03.07.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176) und  

• die Planzeichenverordnung (PlanZV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 

18.12.1990 (BGBl. I 1991, S. 58), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 

14.06.2021 (BGBI. I S. 1802). 

1.2 Verfahrensablauf 

Der Verwaltungsausschuss der Stadt Moringen hat in seiner Sitzung am 20.11.2023 die Auf-

stellung der 34. Änderung des Flächennutzungsplans beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss 

ist gemäß § 2 (1) BauGB i. V. m. § 1 (8) BauGB ortsüblich bekanntgemacht worden. 

Eine frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 (1) BauGB (frühzeitige Öffentlichkeits-

beteiligung) in Verbindung mit der Beteiligung der Behörden und Träger öffentlicher Belange 

nach § 4 (1) BauGB fand nach Bekanntmachung am 23.05.2024 vom 04.06.2024 bis 

05.07.2024 statt. 

Die Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange wurden mit Schreiben vom 

03.06.2024 gemäß § 4 (1) BauGB bis zum 05.07.2024 beteiligt.  

Der Verwaltungsausschuss der Stadt Moringen hat in seiner Sitzung am __.__.____ dem 

Entwurf der 34. Änderung des Flächennutzungsplans, einschließlich der Entwurfsbegründung 

und dem Umweltbericht zugestimmt und seine Veröffentlichung gemäß § 3 (2) BauGB be-

schlossen.  

Die Veröffentlichung gemäß § 3 (2) BauGB des Entwurfs der 34. Änderung des Flächennut-

zungsplans wurde nach vorheriger Bekanntmachung am __.__.____ vom __.__.____ bis ein-

schließlich __.__.____ durchgeführt. 

Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sowie die Nachbargemeinden wur-

den mit Schreiben vom 04.05.2023 gemäß § 4 (2) und § 2 (2) BauGB beteiligt.  

Der Rat der Stadt Moringen hat in seiner Sitzung am __.__.____ den Feststellungsbeschluss 

für die 34. Änderung des Flächennutzungsplans nach Prüfung der nach §§ 3 (2) und 4 (2) 

BauGB vorgebrachten Anregungen gefasst. 
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2 Hintergrund der Planung 

2.1 Aufstellungsanlass und Planungserfordernis 

Die Bundesregierung hat den Ausstieg aus der Atomenergie beschlossen und damit die von 

einem breiten gesellschaftlichen Konsens getragene Energiewende in Deutschland eingelei-

tet. Damit verbunden ist der verstärkte Ausbau der regenerativen Energiequellen. Photovol-

taikanlagen (PV-Anlagen) bieten sich optimal als Energiegewinnung an und sind auch in un-

seren Breitengraden geeignet. 

Zudem lenken der weltweite Klimawandel, einschließlich der in Deutschland rechtlich veran-

kerten Notwendigkeit zum Klimaschutz und zur Klimaanpassung, sowie das damit verbun-

dene Erfordernis zur Senkung der CO2-Emissionen den Fokus verstärkt auf die Nutzungsin-

tensivierung der erneuerbaren Energien, zunehmend auch auf kommunaler Ebene.  

Photovoltaikanlagen zählen zu den erfolgversprechendsten Techniken zur Nutzung erneuer-

barer Energien. Das erstmalig im Jahre 2000 beschlossene und im Laufe der Jahre fortge-

schriebene „Erneuerbare-Energien-Gesetz“ (EEG) fördert zudem die Errichtung von Photovol-

taik durch eine kostengerechte Einspeisevergütung.  

Mit der Novelle des EEG im Jahre 2022 soll der konsequente Ausbau der erneuerbaren Ener-

gien ermöglicht und weiter verstärkt vorangetrieben werden. Die Nutzung der erneuerbaren 

Energie wurde im EEG fortan als „überragendes öffentliches Interesse“ verankert. 

Die Solizer Deutschland GmbH beabsichtigt daher auf einer Fläche in der Gemarkung Nien-

hagen, zwischen der Ortschaft Nienhagen und der Kernstadt Moringen, Photovoltaik-Freiflä-

chenanlagen (PVA) zu errichten. 

Das Areal befindet sich im planungsrechtlichen Außenbereich gemäß § 35 BauGB. Die Fläche 

ist im wirksamen Flächennutzungsplan der Stadt Moringen bisher als Fläche für die Land-

wirtschaft dargestellt. Die Flächen grenzen nicht an im Zusammenhang bebaute Ortsteile an 

und sind bisher unbebaut. 

PV-Freiflächenanlagen sind seit 2023 in einem Abstand von 200m entlang von Autobahnen 

und Schienenwegen im Außenbereich privilegierte Vorhaben. Bei anderen Standorten ist für 

die bauplanungsrechtliche Zulässigkeit von PV-Anlagen im Außenbereich weiterhin grund-

sätzlich eine gemeindliche Bauleitplanung erforderlich. 

Die Stadt Moringen hat gemäß § 1 (3) BauGB Bauleitpläne aufzustellen bzw. zu ändern, so-

bald und soweit es für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist. Zur Bau-

rechtsetzung ist demnach neben der Bebauungsplanaufstellung die Änderung des Flächen-

nutzungsplans erforderlich. Die Änderung geschieht im Parallelverfahren. 

Bei der Aufstellung von Bebauungsplänen im Regelverfahren ist gem. § 2 (4) BauGB für die 

Belange des Umweltschutzes nach § 1 (6) Nummer 7 und § 1a BauGB eine Umweltprüfung 

durchzuführen und im Umweltbericht zu beschreiben und zu bewerten. 
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Es bestehen keine Anhaltspunkte, dass bei der Planung Pflichten zur Vermeidung oder Be-

grenzung der Auswirkungen von schweren Unfällen nach § 50 Bundes-Immissionsschutzge-

setz zu beachten sind. 

2.2 Bedarfsnachweis und Bodenschutz 

Das Baugesetzbuch (BauGB) wurde durch Artikel 1 des Gesetzes vom 11.06.2013 (BGBl. I S. 

1548) mit dem Ziel geändert, die Innenentwicklung in den Städten und Gemeinden zu stär-

ken. Insofern ist der Vorrang der Innenentwicklung zur Verringerung der Neuinanspruch-

nahme von Flächen ausdrücklich als ein Ziel der Bauleitplanung bestimmt worden. Der § 1 (5) 

BauGB sieht zusätzlich vor, dass die städtebauliche Entwicklung vorrangig durch Maßnah-

men der Innenentwicklung erfolgen soll. In den ergänzenden Vorschriften zum Umwelt-

schutz wird gemäß § 1a (2) BauGB folgendes bestimmt: 

„Mit Grund und Boden soll sparsam und schonend umgegangen werden; dabei sind zur Ver-

ringerung der zusätzlichen Inanspruchnahme von Flächen für bauliche Nutzungen die Mög-

lichkeiten der Entwicklung der Gemeinde insbesondere durch Wiedernutzbarmachung von 

Flächen, Nachverdichtung und andere Maßnahmen zur Innenentwicklung zu nutzen sowie 

Bodenversiegelungen auf das notwendige Maß zu begrenzen. Landwirtschaftlich, als Wald 

oder für Wohnzwecke genutzte Flächen sollen nur im notwendigen Umfang umgenutzt wer-

den. Die Grundsätze nach den Sätzen 1 und 2 sind in der Abwägung nach § 1 (7) zu berück-

sichtigen. Die Notwendigkeit der Umwandlung landwirtschaftlich oder als Wald genutzter 

Flächen soll begründet werden; dabei sollen Ermittlungen zu den Möglichkeiten der Innenent-

wicklung zugrunde gelegt werden, zu denen insbesondere Brachflächen, Gebäudeleerstand, 

Baulücken und andere Nachverdichtungsmöglichkeiten zählen können.“ 

Die Stadt Moringen unterstützt die Förderung erneuerbarer Energien im Stadtgebiet, beson-

ders unter dem Aspekt der positiven Auswirkungen auf den Klimaschutz, auf die Schonung 

der Energiereserven sowie auch der Wertschöpfung für die Stadt und Privatpersonen.  

In Bezug auf den Bodenschutz wird mit der Errichtung von Photovoltaikanlagen eine ökolo-

gisch nachhaltige Planung realisiert. Das Vorhaben wird neben der planungsrechtlichen Si-

cherung von Photovoltaikanlagen ebenfalls ein ökologisches Ausgleichskonzept auf Ebene 

des Bebauungsplanentwurfes berücksichtigen. Da die einzelnen Module aufgeständert wer-

den, erfolgt für gewöhnlich ein sehr geringer Gesamtversiegelungsgrad von max. 5 %. 

Zur Zielerreichung des Ausbaus erneuerbarer Energien stehen die vorhandenen Dachflächen 

nur eingeschränkt zur Verfügung, da es sich um Einzelentscheidungen der Eigentümer han-

delt, auf ihren Gebäudedächern Photovoltaik zu entwickeln. Zudem sind nicht alle Gebäude 

aufgrund ihrer Nutzung, Bauweise, Lage und Stellung für Photovoltaik geeignet, sodass für 

die Aufstellung von Freiflächen-Photovoltaikanlagen Freiflächen in Anspruch genommen 

werden. 

Die Inanspruchnahme von Ackerflächen für PV-Freiflächenanlagen steht im Konflikt mit der 

nahrungsmittelproduzierenden Landwirtschaft. Hier sind die Belange des Ausbaus der rege-

nerativen Energien, des Naturschutzes und der Landschaftspflege, sowie die Belange der 

Landwirtschaft und die Wertschöpfung für die Stadt und ihrer Bürger abzuwägen. 
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Unter Berücksichtigung der genannten Belange können die PV-Anlagen auf den vorgesehe-

nen Flächen unter Beachtung der Maßnahmen zur Vermeidung, Minimierung und zum Aus-

gleich realisiert werden. 

Aufgrund der räumlich abgetrennten Lage von Siedlungsstrukturen und auf Grund der Tat-

sache, dass der Entwurf des Regionalen Raumordnungsprogramm des Landkreises Nort-

heim das Plangebiet als „Weißflächen“ ausweist, werden die in der Bebauungsplanaufstel-

lung festgesetzten Flächen für die Errichtung von PV-Anlagen als geeignet eingestuft. Nähe 

Prüfungen zu den Auswirkungen auf die Schutzgüter erfolgen im Umweltbericht. 

2.3 Erneuerbare-Energien-Gesetz 

Für das seit mehr als 20 Jahren bestehende Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) hat die Bun-

desregierung am 07.07.2022 eine Neufassung (EEG 2023) beschlossen, die am 30.07.2022 in 

Kraft getreten ist. Das sogenannte „Osterpaket“ war die größte energiepolitische Geset-

zesnovelle in den letzten Jahrzehnten. Das Gesetz regelt die Einspeisung von regenerativem 

Strom in die öffentlichen Stromnetze. Ziel ist der konsequente Ausbau der erneuerbaren 

Energien und damit die Reduzierung von fossilen Energieträgern. Die Nutzung der erneuer-

baren Energie wird im EEG fortan als „überragendes öffentliches Interesse“ verankert. Der § 

2 EEG 2023 führt dazu Folgendes aus: 

"Die Errichtung und der Betrieb von Anlagen (der Erneuerbaren Energien) sowie den dazuge-

hörigen Nebenanlagen liegen im überragenden öffentlichen Interesse und dienen der öffentli-

chen Sicherheit. Bis die Stromerzeugung im Bundesgebiet nahezu treibhausgasneutral ist, 

sollen die Erneuerbaren Energien als vorrangiger Belang in die jeweils durchzuführenden 

Schutzgüterabwägungen eingebracht werden. Satz 2 ist nicht gegenüber Belangen der Lan-

des- und Bündnisverteidigung anzuwenden." 

Damit hat der Gesetzgeber eine gesetzliche Grundsatzentscheidung getroffen, dass sich an-

derweitige Belange in den jeweiligen Abwägungsprozessen nur dann gegenüber den Erneu-

erbaren Energien durchsetzen können, wenn diese im konkreten Einzelfall von einem solchen 

Gewicht und einer solchen Bedeutung sind, dass sie das überragende öffentliche Interesse 

am Ausbau der Erneuerbaren Energien überwiegen. § 2 EEG schafft demnach zwar keinen 

absoluten Vorrang der Erneuerbaren Energien gegenüber anderen öffentlichen Schutzgü-

tern; andere öffentlich-rechtliche Interessen und Schutzgüter sollen nach der Gesetzesbe-

gründung jedoch nur dann entgegenstehen können, wenn diese mit einem dem Art. 20a GG 

vergleichbaren verfassungsrechtlichen Rang geschützt sind. 

Die Planung der Photovoltaikanlage in Nienhagen steht im Einklang mit dem EEG 2023 und 

den Vorgaben der Bundesregierung. 

2.4 Allgemeine Ziele und Zwecke der Planung 

Folgende allgemeine Ziele und Zwecke liegen der Planung der 34. Änderung des Flächennut-

zungsplans zugrunde: 

• Ziel der Flächennutzungsplanänderung ist die planungsrechtliche Vorbereitung der Er-

richtung von PV-Freiflächenanlagen im planungsrechtlichen Außenbereich.  
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• Auf einer ca. 15 ha großen Fläche eines Solarfeldes in der Gemarkung Nienhagen sol-

len Photovoltaik-Freiflächenanlagen (PV-Anlagen) entstehen. Der Flächennutzungs-

plan stellt bislang Flächen für die Landwirtschaft dar. Im Rahmen der nun anstehen-

den Änderung des Flächennutzungsplans erfolgt die Darstellung in ein „Sonstiges 

Sondergebiet für Erneuerbare Energien – Zweckbestimmung Photovoltaik“.  

• Mit der Planung werden die Flächen einer neuen, nachhaltigen Nutzung zugeführt 

und der Bereich hierfür städtebaulich entwickelt und geordnet. 

• Der erforderliche Bebauungsplan wird im Parallelverfahren zur Flächennutzungs-

planänderung aufgestellt. 

• Die Belange des Artenschutzes werden durch einen artenschutzrechtlichen Fachbei-

trag gewürdigt. 

• Die Belange von Boden, Natur und Landschaft werden im Rahmen einer Umweltprü-

fung gewürdigt und in einem Umweltbericht dokumentiert. 

2.5 Beschreibung des Plangebietes  

Das Plangebiet der 34. Änderung des Flächennutzungsplans befindet sich in der Gemarkung 

Nienhagen, Flur 2, ca. 1,5 km westlich der Kernstadt Moringen und ca. 500 m östlich der Ort-

schaft Nienhagen. 

Das Plangebiet umfasst Teilflächen der Flurstücke 76/1, 128 und 137 Flur 2, der Gemarkung 

Nienhagen sowie vollständig die Flurstücke 78 und 79, Flur 2, der Gemarkung Nienhagen.  

Es hat eine Größe von ca. 16,1 ha (davon ca. 15 ha Solarfeld im Bebauungsplan möglich) und 

wird derzeit als landwirtschaftliche Fläche genutzt. Die Fläche ist nicht bebaut und weist ver-

einzelt Heckenstrukturen auf. Durch das Plangebiet verlaufen Wirtschaftswege. Nördlich und 

westlich angrenzende befinden sich Waldflächen. Im Süden und Osten schließen sich weitere 

landwirtschaftlich genutzte Flächen an.  

Das Gelände des Plangebietes weist topographische Gegebenheiten auf. Es liegt auf einer 

Anhöhe. Das Gelände steigt von ca. 270 m ü. NHN im Nordosten auf ca. 340 m ü. NHN im 

Südwesten an.  
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Abbildung 1: Makrolage des Plangebiets in der Gemarkung Nienhagen, ohne Maßstab (Quelle: Landes-

amt für Geoinformation und Landentwicklung Niedersachsen, 2022) 
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Abbildung 2: Mikrolage des Plangebiets in der Gemarkung Nienhagen, ohne Maßstab (Quelle: Landes-

amt für Geoinformation und Landentwicklung Niedersachsen, 2022) 
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Abbildung 3: Luftbild vom Geltungsbereich des Plangebiets mit unmittelbarer Umgebung, ohne Maß-

stab (Quelle: Landesamt für Geoinformation und Landentwicklung Niedersachsen, 2022) 

 

Abbildung 4: Ansicht des Plangebiets mit Blickrichtung Süden (eigene Aufnahme, Januar 2024) 
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Abbildung 5: Ansicht des Plangebiets mit Blickrichtung nach Südwest (eigene Aufnahme, Januar 2024) 

3 Planerische und rechtliche Ausgangslage 

3.1 Raumordnung 

Gemäß § 1 (4) BauGB sind die Bauleitpläne den Zielen der Raumordnung anzupassen. Damit 

unterliegen sowohl der Bebauungsplan als auch der Flächennutzungsplan einem überge-

meindlichen Anpassungsgebot. Die planerischen Entscheidungen der Stadt müssen mit den 

Zielen und Grundsätzen der Raumordnung und Landesplanung in Übereinstimmung ge-

bracht werden. Die Ziele müssen als verbindliche Vorgabe hingenommen werden, wobei hin-

gegen die Grundsätze der gemeindlichen Abwägung zugänglich sind. 

3.1.1 Landesraumordnungsprogramm 

Maßgebend ist das Landesraumordnungsprogramm Niedersachsen (LROP) von 2022, wel-

ches am 17.09.2022 in Kraft getreten ist. Dort heißt es in Bezug auf Photovoltaikanlagen:  

Raumordnungsgrundsatz 4.2 1 Ziffer 1: 

„Bei der Energieerzeugung sollen Versorgungssicherheit, Kostengünstigkeit, Effizienz, Klima- 

und Umweltverträglichkeit berücksichtigt werden. Die nachhaltige Erzeugung erneuerbarer 

Energien soll vorrangig unterstützt werden. Bei allen raumbedeutsamen Planungen und 

Maßnahmen sollen die Möglichkeiten der Nutzung der erneuerbaren Energien, der Sektor-

kopplung sowie der Energieeinsparung berücksichtigt werden. Die Träger der Regionalplanung 

sollen im Sinne des Niedersächsischen Klimagesetzes darauf hinwirken, dass unter Berück-

sichtigung der regionalen Gegebenheiten der Anteil erneuerbarer Energien, insbesondere der 
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Windenergie, der Solarenergie, der Wasserkraft, der Geothermie sowie von Bioenergie und 

Energie aus Wasserstoff, raumverträglich ausgebaut wird.“ 

Die Aufstellung des Bebauungsplans und die Änderung des Flächennutzungsplans trägt zur 

Erreichung dieses Raumordnungsgrundsatzes bei. 

Raumordnungsgrundsatz 4.2.1 Ziffer 3: 

„Der Ausbau von Anlagen zur Erzeugung von Strom aus solarer Strahlungsenergie (Photovol-

taik) soll landesweit weiter vorangetrieben und bis 2040 eine Leistung von 65 GW installiert 

werden. Dabei sollen vorrangig bereits versiegelte Flächen und Flächen auf, an oder in einem 

Gebäude oder einer Lärmschutzwand sowie sonstigen baulichen Anlagen in Anspruch ge-

nommen werden. Mindestens 50 GW der in Satz 1 genannten Anlagenleistung sollen auf Flä-

chen nach Satz 2 installiert werden; im Übrigen soll die Anlagenleistung in Form von Freiflä-

chenphotovoltaikanlagen in dafür geeigneten Gebieten raumverträglich umgesetzt werden.“  

Die Stadt Moringen ist sich dieser Ziele bewusst und hat auch die bestehenden bereits ver-

siegelten Potenziale in der Stadt im Fokus. Dennoch werden zur Erreichung der Vorgaben 

auch Freiflächenanlagen ihren Beitrag leisten müssen. 

Die Aufstellung des Bebauungsplans und die Änderung des Flächennutzungsplans trägt zur 

Erreichung dieses Raumordnungsgrundsatzes bei und leistet ihren Anteil. 

Die Plandarstellung des LROP enthält für das Stadtgebiet von Moringen, wie im Übrigen für 

das gesamte niedersächsische Binnenland, keine zeichnerische Darstellung von Gebieten für 

Solarenergie.  

3.1.1 Regionales Raumordnungsprogramm 

Im Regionalen Raumordnungsprogramm aus dem Jahr 2006 ist für das Plangebiet folgende 

Darstellungen getroffen worden:  

• Vorsorgegebiet für Natur und Landschaft 

• Vorsorgegebiet für Forstwirtschaft 

Die Realisierung der Planung hätte eine (temporäre) Umwandlung des Ackerlandes zu Grün-

land zur Folge, was auch die Artenvielfalt erhöht und sich positiv auf das Vorsorgegebiet für 

Natur und Landschaft auswirken könnte. Das Vorsorgegebiet für Forstwirtschaft wird durch 

die geringe Flächengröße nicht negativ in seiner Gesamtheit berührt. 
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Abbildung 6: Ausschnitt aus dem RROP LK Northeim (2006) mit Kennzeichnung des Plangebiets (ohne 

Maßstab) 

Darstellung im Entwurf zum Regionalen Raumordnungsprogramm (2025) 

Der Landkreis Northeim hat sein Regionales Raumordnungsprogramm neu aufgestellt. Der 

Kreistag hat das Regionale Raumordnungsprogramm Anfang 2026 als Satzung beschlossen. 

Derzeit ist es jedoch noch nicht rechtskräftig. Im Regionalen Raumordnungsprogramm 2026 

(RROP 2026) des Landkreises Northeim erfolgt für das Plangebiet keine Darstellung mehr. Es 

ist eine „Weißfläche“ dargestellt. Die bisherigen Darstellungen als Vorsorgegebiet für Natur 

und Landschaft und für Forstwirtschaft sind entfallen. 

Die Bodenzahlen schwanken zwischen 40-52, die Ackerzahlen von 34-42. Es liegt eine mitt-

lere Ertragsfähigkeit vor. Die Bodenzahlen/Ackerzahlen und die Ertragsfähigkeit weisen da-

mit mittlere Werte auf, die Stadt Moringen möchte an diesem Standort die PV-Anlage um-

setzen und hat sich bewusst für diesen Standort in der Nähe eines bereits rechtskräftigen 

Bebauungsplans für Photovoltaikfreiflächenanlagen (Solarpark Nienhagen) entschieden. 

Zudem hätte die Realisierung der Planung eine (temporäre) Umwandlung des Ackerlandes zu 

Grünland zur Folge, was auch die Artenvielfalt erhöht. Außerdem unterbliebe die für Acker-

land typische ständige mechanische Beanspruchung des Bodens. 

Fazit 

Das aktuelle RROP 2026 ist derzeit noch nicht rechtskräftig. Einzig im RROP-Entwurf befindli-

che, entgegenstehende Ziele der Raumordnung wären ein abwägungsrelevantes Erfordernis 

der Raumordnung (gem. § 3 Abs. 1 Nr. 4 und § 4 Abs. 1 Nr. 1 Raumordnungsgesetz des Bun-

des).  

Da der Landkreis Northeim im RROP-Entwurf 2025 „Weißflächen“ ausweist, bestehen somit 

aktuell keine raumordnerischen Hindernisse.  
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Im Hinblick auf die Neuaufstellung des Regionalen Raumordnungsprogramms des Landkrei-

ses Northeim empfiehlt die Stadt Moringen im Sinne der Energiewende und des Klimaschut-

zes die Restriktionen für Photovoltaik-Freiflächenanlagen möglichst gering zu halten.  

 

Abbildung 7: Ausschnitt aus dem RROP 2026 mit Lage des Plangebiets (ohne Maßstab) 

3.2 Flächennutzungsplan 

Die bauplanungsrechtlich zu überplanenden Bereiche sind im wirksamen Flächennutzungs-

plan der Stadt Moringen nach BauNVO als „Flächen für die Landwirtschaft“ dargestellt. In der 

unmittelbaren Umgebung der Flächen grenzen weitere Flächen für die Landwirtschaft an.  
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Abbildung 8: Lage des Plangebiets im wirksamen Flächennutzungsplan der Stadt Moringen (ohne Maß-

stab) 

Gemäß § 8 (2) BauGB sind Bebauungspläne aus dem Flächennutzungsplan zu entwickeln. 

Eine Änderung des wirksamen Flächennutzungsplans ist erforderlich, weil nur so die Voraus-

setzungen für die Aufstellung eines Bebauungsplans gegeben sind. Nach Abschluss des Än-

derungsverfahrens des Flächennutzungsplans kann der im Parallelverfahren aufzustellende 

Bebauungsplan als aus dem Flächennutzungsplan entwickelt betrachtet werden. 

Im Zuge des Änderungsverfahrens sollte der Flächennutzungsplan wie folgt geändert wer-

den: 

• Änderung der Darstellung von „Flächen für die Landwirtschaft“ in „„Sonstiges Son-

dergebiete für Erneuerbare Energien - Zweckbestimmung Photovoltaik“ gem. § 11 (2) 

BauNVO) 

Diese Änderung dient den in Kapitel 2.4 beschriebenen Zielen. Sie beeinträchtigt nicht die ge-

ordnete städtebauliche Entwicklung der Stadt. 

3.3 Plangrundlagen 

Zur Änderung des Flächennutzungsplans werden unterschiedliche Unterlagen zusammenge-

führt. Sie dienen zum einen der Darlegung der Planungsabsicht und zum anderen zur Erfas-

sung des Bestandes sowie der Analyse der Auswirkungen der Planung. Für die Änderung des 

Flächennutzungsplans und den im Parallelverfahren aufzustellenden Bebauungsplans wurde 

aufgrund der Bestandssituation die Erstellung eines Artenschutzgutachtens erforderlich.  
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Artenschutzgutachten 

Zur Einschätzung der artenschutzrechtlichen Situation im Plangebiet ist ein Fachgutachter 

beauftragt worden. Im Zuge der Einschätzung des Fachgutachters wird das Plangebiet – mit 

Hilfe von Begehungen - das Vorkommen von Vögeln, Feldhamstern, Tagfaltern, Heuschre-

cken und Biotoptypen untersucht. Die Ergebnisse der Revierkartierung zur Erfassung der Ar-

ten werden in einer faunistischen Kartierung und einem artenschutzrechtlichen Fachbeitrag 

dokumentiert. Die maßgeblichen Ergebnisse sind im Umweltbericht und in der Begründung 

in Kapitel 7 integriert. Das Gutachten wird der Begründung zudem als Anhang beigefügt. 

3.4 Kriterienkatalog für die Beurteilungen von Anfragen zur 

Errichtung von Freiflächen-Photovoltaikanlagen (FPVA) 

im Gebiet der Stadt Moringen 

Der Rat der Stadt Moringen hat am 21.09.2023 einen Kriterienkatalog zur Beurteilung von 

Freiflächen-Photovoltaikanlagen beschlossen. Dieser legt Bewertungskriterien für FPVA-Pro-

jekte fest, welche entsprechend zu erfüllen sind. Die Kriterien werden im Folgenden aufgelis-

tet und das vorliegende Projekt hinsichtlich bauleitplanerischer Regelungen bewertet.  

Bewertungskriterien Projektbewertung und Abwägung 

1. Kommunales Interesse, Sozialver-

träglichkeit 

a. Übernahme der Kosten für Bau-

leitplanung, Ausgleichs- und Er-

satzmaßnahmen 

b. Gewerbesteuerpflicht des Un-

ternehmens in Moringen 

c. Finanzielles Angebot an die 

Stadt Moringen, mindestens als 

Einnahme auf Grundlage § 6 

Abs. 3 EEG 2023 (0,2 Cent pro 

Kilowattstunde) bzw. in der je-

weils aktuellen Fassung des EEG 

d. Teilhabemöglichkeit für Bürger-

schaft der Gemeinde (Investiti-

onsanteile) 

Dieses ist kein zwingendes Kri-

terium. Potenzielle Investoren, 

die eine solche Teilhabemög-

lichkeit anbieten, werden je-

doch bevorzugt berücksichtigt 

e. Bereitschaft zur Energieabgabe 

an die Stadt Moringen oder 

Dritte zur Nahwärmeversor-

gung. Dieses ist kein zwingen-

des Kriterium. Potenzielle Inves-

toren, die eine solche Teilhabe-

möglichkeit anbieten, werden 

jedoch bevorzugt berücksichtigt 

Zu 1a – 1c: Die Bewertungskriterien 1a – 1c sind nicht 
Regelungsinhalt der Bauleitplanung und sind ent-
sprechend durch die Stadt Moringen und den Vorha-
benträger zu bewerten und vertraglich (z.B. im städ-
tebaulichen Vertrag) zu regeln. 

➔ kein Regelungsinhalt der Bauleitplanung 

 

Zu 1d – 1e: Die Bewertungskriterien 1d – 1e sind 
nicht Regelungsinhalt der Bauleitplanung und keine 
zwingenden Kriterien. Die Erfüllung dieser Kriterien 
ist bei Bedarf auf anderer Ebene zu prüfen. 

➔ kein Regelungsinhalt der Bauleitplanung 

 

Zu 1f: Das Bewertungskriterium 1f wird derzeit als 
erfüllt angesehen, die maximale Größe von insge-
samt 80 ha noch nicht erreicht wurde im Stadtge-
biet. Bisher existiert ein rechtskräftiger Bebauungs-
plan (BP Nr. 38) für FPVA mit 2,76 ha, welcher am 
21.09.2023 vom Rat der Stadt Moringen beschlossen 
wurde. Ein weiterer (BP Nr. 37) mit ca.3,55 ha befin-
det sich kurz vor Abschluss des Bauleitplanverfah-
rens.  

➔ kein Regelungsinhalt der Bauleitplanung 

 

Zu 1g: Der geplante Solarpark liegt mind. 500 m 
Luftlinie vom nächsten Siedlungsbereich in Nienha-
gen und mind. Ca. 1,3 km vom nächsten Siedlungs-
bereich in der Kernstadt Moringen entfernt.  
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Bewertungskriterien Projektbewertung und Abwägung 

f. Maximale Flächeninanspruch-

nahme für FPVA im Stadtgebiet 

Moringen 80 ha 

Die Stadt Moringen orientiert 

sich am Landesziel von 0,47 %. 

Moringen hat eine Fläche von 

8.239 ha, 0,47 % = 0,387 km² = 

38,7 ha. Mit 80 ha wird das 

Landesziel sicher erreicht und 

darüber hinaus ein weiterge-

hender Beitrag zur Erreichung 

der Klimaziele geleistet 

g. Abstände zu Siedlungsbereichen 

mit Wohnbebauung mindestens 

300 m 

➔ erfüllt 

2. Landschaftsbild 

a. Durchführung von Begrünungs-

/Gestaltungsmaßnahmen zur 

Verbesserung des Sichtschutzes, 

z. B. (mehrreihige) Eingrünung  

b. Erhaltung vorhandener grün-

ordnerischer Strukturen 

c. Gliederung größerer Anlagen in 

Teilflächen 

d. Maximale Flächengröße pro So-

larfeld 15 ha 

Zu 2a: Maßnahmen zur Verringerung der Wirkung 
auf das Landschaftsbild (z.B. in Form einer Eingrü-
nung) werden im Bauleitplanverfahren geprüft. 

Eine genaue Bewertung der Beeinträchtigung des 
Landschaftsbildes durch die geplante Nutzung er-
folgt im späteren Umweltbericht. Dort wird auch der 
Bedarf von Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und 
zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 
näher geprüft. Entsprechende ergänzende Festset-
zungen sind daher im Entwurfsstand möglich.  

➔ Derzeit als erfüllt angesehen. Erneute Prü-
fung im Bebauungsplanentwurf.  

 

Zu 2b: Im Plangebiet des Projektes „Weper-Nord“ 
sind Grünstrukturen vorhanden. Es wird bei Aufstel-
lung des Bebauungsplans im Parallelverfahren ge-
prüft ob Grünstrukturen erhalten werden können. 
Angrenzende Grünstrukturen im Süden und Nordos-
ten werden erhalten.  

➔ erfüllt 

 

Zu 2c-2d: Der Geltungsbereich der Änderung des Flä-
chennutzungsplans weist eine Größe von ca. 16,1 ha 
auf. Durch die verbindliche Bauleitplanung wird maxi-
mal ein 15 ha großes Solarfeld entstehen können. 
Dies stellt die als maximale zulässige Flächengröße 
pro Solarfeld gem. Bewertungskriterium 2d dar. Sie 
wird als Anlage größerer Größe eingestuft. Eine Un-
tergliederung der Anlage erfolgt durch interne Er-
schließungen sowie Freiflächen zur Erreichbarkeit der 
einzelnen Modultische. Grünordnerische Gliederun-
gen werden auf Ebene des Bebauungsplans geprüft.  

➔ erfüllt 

3. Landwirtschaft 
Zu 3a 
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Fazit 

Insgesamt wird deutlich, dass die vorliegende Bauleitplanung für das PVFFA-Projekt „Solar-

park Weper-Nord“ mit den entsprechenden Bewertungskriterien der Stadt Moringen einher-

geht und die Fläche prädestiniert ist für eine prioritäre Ausweisung eines Sonstiges Sonder-

gebietes mit der Zweckbestimmung „Photovoltaikanlage“ (SOPV) in der Gemarkung Nienha-

gen. 

Bewertungskriterien Projektbewertung und Abwägung 

a. Keine Inanspruchnahme von 

Flächen mit besonderer Bedeu-

tung für die Landwirtschaft 

aufgrund hoher Ertragskraft; 

das sind: 

Ackerland: Bodenfruchtbar-

keitsstufe (BFS) ab 5 (hoch) 

Grünland: Bodenkundliche 

Feuchtestufe 7 (schwach 

feucht) bis 8 (mittel feucht) 

(LANDESAMT FÜR BERGBAU, ENERGIE 

UND GEOLOGIE (LBEG) NIBIS KAR-

TENSERVER) 

Mit dem FPVA-Projekt „Solarpark Weper-Nord“ wird 
eine derzeit als Ackerland genutzte Fläche überplant, 
welche Bodenpunkte zwischen 40 – 52 aufweist. So-
mit kann dem Plangebiet eine mittlere Wertigkeit 
attestiert werden. Der RROP Entwurf 2025 stellt 
„Weißflächen“ für das Plangebiet dar. Es liegt in kei-
nem Vorbehalts- oder Vorranggebiet für die Land-
wirtschaft. 

Die Überplanung und geringfügige Versiegelung des 
Bodens im Plangebiet sowie die Aufgabe der acker-
baulichen Nutzung sind daher aus Sicht der Stadt 
Moringen hinnehmbar. Außerdem dient die Überpla-
nung dem herausragenden öffentlichen Interesse 
sowie der Notwendigkeit zur Erzeugung erneuerba-
rer Energien und führt durch entsprechende Festset-
zungen zur Bildung einer geschlossenen Vegetations-
decke bzw. zur Entwicklung mesophilen Grünlands 
auf einer ehemaligen Acker-Fläche  

Daher gilt das Bewertungskriterium 3a als erfüllt und 
führt nicht zu einem Ausschluss des vorliegenden 
PVFFA-Projektes. 

➔ erfüllt 

4. Natur- und Artenschutz 

a. Rückbauverpflichtung ein-

schließlich Beseitigung von Bo-

denversiegelungen gegen Bürg-

schaft 

b. Minderung der Barrierewirkung 

für Kleinsäuger 

c. Verzicht auf Beleuchtung 

Zu 4a:  Das Bewertungskriterium 4a ist nicht Rege-
lungsinhalt der Bauleitplanung und daher durch die 
Stadt Moringen und den Vorhabenträger zu bewer-
ten und zu regeln. 

➔ Kein Regelungsinhalt der Bauleitplanung 

 

Zu 4b: Die Minderung der Barrierewirkung für 
Kleinsäuger ist auf Ebene der verbindlichen Bauleit-
planung als Maßnahme festgesetzt und erläutert  

➔ erfüllt 

Zu 4c: Der Verzicht auf Beleuchtung ist auf Ebene der 
verbindlichen Bauleitplannung als textliche Festset-
zung geregelt  

➔ erfüllt 
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4 Planungsalternativen 

4.1.1 Räumliche Alternativen 

Im Gebiet der Stadt Moringen finden sich aufgrund der peripheren Lage des Plangebietes 

und der Flächenverfügbarkeit nur bedingt weitere, geeignete, verfügbaren und bereits er-

schlossenen Flächen für die Errichtung von PV-Freiflächenanlagen. Für die Erschließung der 

Flächen sind keine Ausbaumaßnahmen der Zuwegung erforderlich. Darüber hinaus weist das 

Plangebiet aufgrund der geringen Entfernungen zu dem bereits rechtskräftigen Bebauungs-

plan „Solarpark Nienhagen“ gute Rahmenbedingungen hinsichtlich der technischen Realisie-

rung auf. Für die Erschließung der Flächen sind keine Ausbaumaßnahmen der Zuwegung er-

forderlich. 

Die Errichtung von Photovoltaikfreiflächenanlagen dient dem Ausbau regenerativer Energie-

quellen. Photovoltaikanlagen (PV-Anlagen) auf Freiflächen bieten sich optimal als Energiege-

winnung an und leisten neben der Errichtung von PV-Anlagen (z.B. auf Dächern) einen wich-

tigen Beitrag für die Energiewende. 

Die Installation von Photovoltaikmodulen auf versiegelten Flächen, Konversionsflächen, Dä-

chern oder an Gebäuden sowie Lärmschutzwänden ist grundsätzlich eine vielversprechende 

Möglichkeit zur Nutzung erneuerbarer Energiequellen. Diese Flächen sind bereits erschlossen 

und beanspruchen keinen zusätzlichen Raum, was aus ökologischer Sicht vor-teilhaft ist. Zu-

dem kann durch die dezentrale Energieerzeugung direkt an den Orten, wo der Strom ver-

braucht wird, die Netzlast verringert und der Eigenverbrauch erhöht werden. 

Trotz dieser Vorteile gibt es erhebliche Einschränkungen, die dazu führen, dass diese Lö-sung 

aktuell nicht als vollwertige Alternative angesehen werden kann. Der Hauptgrund ist die be-

grenzte Verfügbarkeit dieser Flächen in ausreichendem Umfang. Viele der potenziell nutzba-

ren Flächen befinden sich im Privatbesitz, was den schnellen Zugang und die Umset-zung er-

schwert. Derartige Projekte erfordern oft langwierige Abstimmungsprozesse, Investi-tions-

bereitschaft und Genehmigungen, die die Realisierung verzögern. 

Ein weiteres Problem ist die Skalierbarkeit: Um vergleichbare Energiemengen wie bei zent-

ralen Energieerzeugungssystemen zu erzielen, wäre die Installation einer großen Anzahl von 

Anlagen erforderlich. Diese müssen auf vielen kleinen Flächen verteilt werden, was tech-

nisch komplex, kostenintensiv und in der Praxis schwer umsetzbar ist. Die individuelle Leis-

tung jeder einzelnen Photovoltaikanlage ist im Vergleich zu großen Solarparks relativ ge-ring. 

Das führt dazu, dass ein erheblicher Zubau von kleinen Anlagen notwendig wäre, um einen 

nennenswerten Beitrag zur Deckung des Energiebedarfs zu leisten. 

Angesichts der aktuellen Energiekrise, die schnelle Lösungen erfordert, spielt diese Form der 

Energieerzeugung daher nur eine untergeordnete Rolle. Es handelt sich um eine langfris-tige 

Maßnahme, die parallel zu anderen, effizienteren und sofort wirksamen Maßnahmen ver-

folgt werden sollte. Photovoltaikanlagen auf versiegelten Flächen sind zwar ein wichtiger 

Bestandteil des zukünftigen Energiemixes, doch in der aktuellen Krise sind sie eher als zu-

sätzliche Option und weniger als zentrale Lösung zu betrachten. 
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Räumliche Alternativen für die geplante Nutzung als Standort für Photovoltaikanlagen in 

der Stadt Moringen scheiden aufgrund der Lagekriterien (Lage im peripheren Raum, Weiß-

flächen im RROP-Entwurf) und der direkten Verfügbarkeit von Flächen aus.  

4.1.2 Inhaltliche Alternativen 

Die periphere Lage erschwert anderweitige Nutzungen sowie den dauerhaften Aufenthalt in 

den Plangebieten. Hinzu kommt die topografische Situation, welche andere Nutzungen 

wirtschaftlich weitestgehend uninteressant macht. Für das Plangebiet wird eine Sondernut-

zung, wie im Rahmen dieser Flächennutzungsplanänderung geplant, als am geeignetsten 

eingestuft. Die räumlichen Lagebedingungen lassen kaum eine andere Nutzungsmöglichkeit 

zu. 

Es sind in der Vergangenheit und auch gegenwärtige keine anderen planerischen Begehrlich-

keiten auf das Plangebiet auszumachen mit Ausnahme von anderen Möglichkeiten der rege-

nerativen Energieerzeugung. 

Die Stadt Moringen hat keine anderweitigen Planungsvorstellungen für dieses Gebiet. Dem-

entsprechend weist der Flächennutzungsplan eine Fläche für Landwirtschaft aus. Dabei han-

delt es sich aber nicht um eine qualifizierte Planungsabsicht, sondern um die im sonstigen 

Außenbereich übliche Flächendarstellung. 

Inhaltlich wäre es denkbar, auch statt herkömmlichen Photovoltaik-Freiflächenanlagen so-

genannte Agri-Photovoltaik-Anlagen (Agri-PV) zu installieren.  

Diese befinden sich derzeit jedoch noch immer in der Erprobungsphase. Selbst international 

tätige Unternehmen setzen bislang vor allem auf Pilotprojekte. Ein wesentlicher Grund, wa-

rum Agri-PV derzeit nicht wirtschaftlich realisierbar ist, sind die hohen Investitionskosten. 

Diese ergeben sich vor allem durch die aufwendige Bauweise: Agri-PV erfordert entweder ein 

sehr hohes Ständerwerk oder komplexe Dreh- und Aufstelltechniken. Die dadurch entste-

henden Mehrkosten können weder durch die EEG-Vergütung noch durch marktübliche 

Strompreise dauerhaft gedeckt werden. 

Zusätzlich weist Agri-PV im Vergleich zu klassischen Photovoltaik-Freiflächenanlagen weitere 

wirtschaftliche und optische Nachteile auf: 

Höhere Investitionskosten bei geringeren Erträgen: Während PV-FFA mit rund 572 €/kWp 

vergleichsweise günstige Investitionskosten aufweist, liegt dieser Wert bei Agri-PV bei etwa 

1.234 €/kWp. Gleichzeitig sind die Stromerlöse aufgrund größerer Reihenabstände und einer 

wesentlich geringeren installierten Leistung niedriger. 

Aufwendige Konstruktion: Hoch aufgeständerte Module erfordern eine teure Tragstruktur 

und spezielle Module, was die Kosten zusätzlich steigert. 

Erhöhter Eingriff ins Landschaftsbild: Während PV-FFA zumeist in das Landschaftsbild inte-

griert wird – etwa durch Strauch- und Baumhecken sowie blendfreie Module – sind hoch 

aufgeständerte Agri-PV-Anlagen mit einer Höhe von rund sechs Metern weithin sichtbar. Sie 

lassen sich weder durch natürliche Topografie noch durch Bepflanzung effektiv verbergen. In 

der Landschaft entsteht der Eindruck einer Halle oder einer vollständigen Überdachung, was 

einen erheblichen optischen Eingriff darstellt. 
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Aufgrund dieser wirtschaftlichen und landschaftlichen Herausforderungen ist die Umsetzung 

von Agri-PV im Plangebiet nicht realistisch.  

Insofern sind, außer der unten beschriebenen Nullvariante, keine inhaltlichen Planungsalter-

nativen umsetzbar. 

4.1.3 Nullvariante 

Mit der sogenannten Nullvariante wird überprüft, welche Auswirkungen der Verzicht auf 

eine Planung und die Umsetzung des Projekts auf die Interessen der Kommune hätte. In 

dieser Variante würden an dem vorgesehenen Standort keine Photovoltaikfreiflächenanla-

gen errichtet.  

Ein Verzicht auf die Planung stünde jedoch den Zielen der Kommune und der Bundesregie-

rung, den Ausbau der Erneuerbaren Energien zu beschleunigen, kontraproduktiv gegenüber. 

Ohne das Planverfahren bliebe die Fläche weiterhin vollständig für eine landwirtschaftliche 

Nutzung erhalten, da kein temporärer Eingriff in den Boden stattfindet. Diese Beibehaltung 

könnte kurzfristig als vorteilhaft betrachtet werden. Allerdings hat sich die Gemeinde aktiv 

für die Errichtung von Photovoltaikanlagen auf diesen Freiflächen ausgesprochen, da sie in 

dieser Lösung positive Effekte im Vergleich zur Nullvariante erwartet.  

Daher kommt die Nullvariante aufgrund der Planungsziele der Bauleitplanung und den posi-

tiven Aspekten des Projekts für die Gemeinde nicht zur Anwendung. Sollte jedoch das Plan-

verfahren nicht durchgeführt und umgesetzt werden, bliebe als Konsequenz die Nullvariante 

weiter bestehen. 

5 Darstellungen 

Die Darstellungen im Flächennutzungsplan ergeben sich entsprechend ihrer städtebaulichen 

Zielsetzungen. Für das Plangebiet wird die folgende Darstellung gewählt: 

• Darstellung einer ca. 16 ha großen Fläche für „Sonstiges Sondergebiet für Erneuerbare 

Energien – Zweckbestimmung Photovoltaik“. 

6 Auswirkungen der Planung auf die städtebauli-

che Entwicklung und Ordnung 

6.1 Lage und Landschaftsbild 

Das Plangebiet befindet sich in einer peripheren Lage und ist nicht an den Siedlungsbereich 

angeschlossen. Das Plangebiet befindet sich ca. 500 m östlich der Ortschaft Nienhagen und 

ca. 1,5 km westlich der Kernstadt von Moringen in einer Kuppenlage. Die weitere Umgebung 

wird in erster Linie durch landwirtschaftlich genutzte Flächen und ein landwirtschaftliches 
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Gebäude zur Tierhaltung dominiert. Weiter östlich ist durch den rechtskräftigen Bebauungs-

plan Nr. 38 „Solarpark Nienhagen“ ein Solarpark entstanden. 

Durch die Aufstellung des Bebauungsplans „Solarpark Weper-Nord“ erfolgt die planungs-

rechtliche Sicherung von Photovoltaikanlagen. Das Plangebiet wird durch die Aufstellung von 

PV-Modultischen überplant. Aufgrund der exponierten Lage auf einer Anhöhe haben die Flä-

chen einen Einfluss auf das Landschaftsbild, da die Fernsichtwirksamkeit aus Richtung Mori-

ngen durchaus gegeben ist.  

Eine genaue Bewertung der Beeinträchtigung des Landschaftsbildes durch die geplante Nut-

zung erfolgt im Umweltbericht. 

6.2 Nutzungen und Nutzungskonflikte 

Nutzung des Plangebiets 

Das Plangebiet wird derzeit landwirtschaftlich genutzt. Durch die geplante Photovoltaik-Frei-

flächenanlage ist eine landwirtschaftliche Nutzung der betroffenen Flächen für die Dauer der 

Betriebsphase nicht mehr möglich. Allerdings sind die baulichen Anlagen aufgrund ihrer Bau-

weise mit auf Rammpfählen aufgeständerten Modulen oder Transformatoren in Fertigbau-

weise komplett rückbaubar. Dadurch bleiben die Eingriffe in den Boden gering, und eine Re-

kultivierung durch Wiederaufnahme des Ackerbaus als Folgenutzung ist möglich. Insgesamt 

werden keine nachteiligen Auswirkungen auf die umgebenden Nutzungen bzw. Nutzungs-

konflikte erwartet. Die zukünftige Festsetzung als Sondergebiet für Photovoltaikanlagen be-

reitet vielmehr eine Nutzung vor, die einen wichtigen Beitrag zum Klimaschutz und zum Er-

reichen der nationalen Klimaschutzziele leistet.  

Die geplante Nutzung als Standort für PV-Anlagen steht nicht in Konflikt mit den angren-

zenden Nutzungen.  

Umwandlung der Flächen und landwirtschaftliche Bewirtschaftung 

Während der Betriebsphase der PV-Anlage werden die bisherigen Ackerflächen in Grünland 

umgewandelt. Dies ermöglicht eine extensive landwirtschaftliche Nutzung, insbesondere 

durch Beweidung mit Schafen. Somit bleibt eine landwirtschaftliche Bewirtschaftung in an-

gepasster Form erhalten. 

Abwägung zwischen Landwirtschaft und erneuerbaren Energien 

Die Sicherstellung der Lebensmittelversorgung ist ein wesentliches Anliegen. Gleichzeitig sind 

jedoch auch die langfristigen Vorteile einer stabilen und klimafreundlichen Energieversorgung 

zu berücksichtigen. Die jüngsten Krisen, insbesondere die Energiekrise in Europa, haben ver-

deutlicht, wie wichtig es ist, die Abhängigkeit von fossilen Brennstoffen zu reduzieren und 

die Energieversorgung breiter aufzustellen. Die geplante Photovoltaik-Freiflächenanlage 

trägt zur regionalen Energieunabhängigkeit und damit zur Krisenfestigkeit der Region bei. 

Im Rahmen der Abwägung zwischen dem Ausbau der erneuerbaren Energien und der land-

wirtschaftlichen Nutzung wurde von der Stadt entschieden, der regenerativen Energieerzeu-

gung Vorrang einzuräumen. Ein wesentlicher Faktor hierbei ist die Ertragsgüte der Böden im 
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Plangebiet, die als eher mittel eingestuft wird. Zudem sind keine Vorrang- bzw. Vorbehalts-

gebiete Landwirtschaft betroffen. Die Stadt hat die Belange der nachhaltigen Energieerzeu-

gung höher gewichtet, um zur Energiewende beizutragen und die langfristige Versorgungs-

sicherheit zu stärken. 

6.3 Immissionsschutz 

Im Rahmen der Bauleitplanung sind u.a. die Belange des Immissionsschutzes und die Anfor-

derung an die Sicherstellung gesunder Wohn- und Arbeitsverhältnisse und die Belange des 

Umweltschutzes, insbesondere die umweltbezogenen Auswirkungen auf den Menschen und 

seine Gesundheit sowie die Bevölkerung insgesamt zu berücksichtigen. 

Bei der im Plangebiet vorgesehenen Nutzungsart ist kein spezieller Schutz vor Lärmimmissi-

onen notwendig.  

Auch ist mit dem Auftreten schädlicher Immissionen in der Umgebung des Plangebietes 

nicht zu rechnen. Aufgrund wissenschaftlicher Erkenntnisse über Photovoltaik-Anlagen, 

kann durch die Errichtung und den Betrieb der Anlagen eine Gefährdung von Menschen aus-

geschlossen werden. Die Wechselrichter und Trafos sind zwar eine Geräuschquelle, jedoch 

wird bereits bei einem Abstand von gut 20 m zu einem Wohnhaus in einem reinen Wohn-

gebiet der Immissionsrichtwert der TA Lärm eingehalten. Innerhalb dieses Abstandes befin-

den sich keine schützenswerten Nutzungen, so dass keine Anhaltspunkte für eine Über-

schreitung der Immissionsrichtwerte bestehen. 

Die Solarmodule erzeugen Gleichstrom, wobei das elektrische Feld nur bis 10 cm messbar ist 

und das magnetische Feld ab 50 cm unterhalb des natürlichen Magnetfelds liegt. Die Kabel 

zwischen den Modulen und Wechselrichtern sind unproblematisch, da nur Gleichspannungen 

und Gleichströme vorkommen. Durch enge Verlegung und Verdrillung heben sich Magnetfel-

der weitgehend auf, und das elektrische Feld bleibt auf einen kleinen Bereich begrenzt. 

Wechselrichter erzeugen elektrische und magnetische Wechselfelder, jedoch sind sie in Me-

tallgehäusen abgeschirmt, sodass ihre Wirkung gering ist. Da sich in ihrer unmittelbaren 

Umgebung keine Daueraufenthaltsbereiche befinden, sind keine relevanten Auswirkungen 

zu erwarten. Die Kabel zur Übergabestation entsprechen denen von Haushaltsgeräten wie 

Waschmaschinen oder Herden. Die Feldstärken der Trafostationen, die in Betoncontainern 

untergebracht sind, nehmen mit der Entfernung schnell ab und liegen in 10 m bereits unter 

den Werten vieler Haushaltsgeräte. 

Das Plangebiet liegt nicht in der Nähe von Wohngebäuden. Schädliche Umwelteinwirkungen 

durch elektromagnetische Felder sind aufgrund der Abstandsverhältnisse im Betrieb der 

Photovoltaik-Freiflächenanlage nicht zu erwarten. 

Der Betrieb der Photovoltaikanlage verläuft daher weitgehend emissionsfrei. Es kommt zu 

keinen Lärm-, Staub- oder Geruchsbeeinträchtigungen. Der Baustellenverkehr und die Mon-

tagearbeiten beschränken sich ausschließlich auf die Bauphase. 

Auswirkungen durch Blendwirkungen der PV-Anlage sind nicht zu erwarten. Es befinden sich 

in dem näheren Umfeld keine schützenswerten Immissionsorte. In der Regel sind dies 

Wohnnutzungen und Verkehrswege wie das klassifizierte Straßennetz (Kreis-, Landes- und 
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Bundesstraßen sowie Autobahnen) und Bahntrassen. Die Kreisstraße 428 befindet sich in ei-

nem Abstand von mindestens 300 m nördlich zum Plangebiet.  

Kritische Immissionsorte liegen meist (süd)westlich und (süd)östlich einer PV-Anlage und in 

einem Umkreis von maximal 100 m zur PV-Anlage. Dahingegen brauchen Immissionsorte, 

die vorwiegend südlich einer PV-Anlage gelegen sind, in der Regel nicht berücksichtigt wer-

den. Nördlich einer PV-Anlage gelegene Immissionsorte sind für gewöhnlich ebenfalls als un-

problematisch zu werten. 

Es werden daher keine Nutzungskonflikte in Form von Blendwirkungen o.ä. erwartet. Auch 

von der Ortschaft Nienhagen ist das Plangebiet aus nicht einsehbar. Aus Richtung Moringen 

ist das Plangebiet auf Grund seiner Kuppenlage einsehbar. Schützenswerte Nutzungen sind 

im Nahbereich nicht vorhanden. Eine eventuelle Beeinträchtigung auf den Menschen durch 

Lichtreflexionen kann außerdem durch die Verwendung von Solarmodulen mit reflexionsar-

men Glasoberflächen vermieden werden.  

6.4 Verkehr, Erschließung und Erreichbarkeit 

Das Plangebiet lieg im planungsrechtlichen Außenbereich. Das Plangebiet ist über Wirt-

schaftswege von Nienhagen und Moringen aus zu erreichen. Da es sich bei der Planung um 

die planungsrechtliche Vorbereitung für die Errichtung von PV-Freianlagen handelt, sind 

keine Erschließungsmaßnahmen in dem Ausmaß erforderlich, wie sie es z.B. in einem Wohn- 

oder Gewerbegebiet wären. Die Erschließung muss jedoch für die Baumaßnahme und die 

Wartung und Instandhaltung gesichert werden. Hierfür können die umliegenden Wirt-

schaftswege genutzt werden. 

Der Erschließungsaufwand für die Flächen ist als gering einzuschätzen, da bestehende (Feld-) 

Wege für die Erschließung genutzt werden können und somit die Errichtung neuer Erschlie-

ßungswege nicht erforderlich erscheint. Aufgrund der speziellen Nutzung auf den Flächen ist 

eine Erschließung für die Errichtung, die Wartung, eventuelle Notfälle und weitere Arbeiten 

erforderlich. Es wird kein Ausbau von öffentlichen Straßen nötig. Das nachgeordnete Stra-

ßennetz wird durch die Planung voraussichtlich nicht erheblich negativ beeinträchtig werden.  

Da der laufende Betrieb der Photovoltaikanlage, abgesehen von gelegentlichen Wartungs-

und Kontrollarbeiten, keinen Fahrverkehr auslöst, werden die Zuwegungen praktisch nur für 

den überschaubaren Zeitraum der Anlagenerrichtung beansprucht. Außerhalb der Bau- und 

Rückbauzeit der Anlagen ist daher kaum mit Verkehr zu rechnen weshalb die Auswirkungen 

auf den bestehenden Straßenraum als sehr gering eingeschätzt werden. Mit weiterem Ziel- 

und Quellverkehr ist nicht zu rechnen.  

Die innere Verkehrserschließung beschränkt sich, wenn erforderlich auf wasserdurchlässige 

Wartungswege. Diese dienen dem Bau, der Wartung und dem Betrieb der Anlage. Eine Fest-

legung in der Planzeichnung erfolgt nicht, da sich die Wege der Zweckbestimmung des Son-

dergebietes unterordnen.  

Negative Auswirkungen auf die verkehrliche Situation, die Erreichbarkeit und die Erschließung 

werden auf Grund der beschriebenen Situation daher nicht erwartet. 
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7 Auswirkungen der Planung auf die Umweltbe-

lange 

Boden, Natur und Landschaft sind Umweltaspekte. Die Auswirkungen werden im Rahmen 

der Umweltprüfung ermittelt und bewertet. Die Umweltprüfung wird im Umweltbericht 

dokumentiert. 

Er ist selbstständiger Bestandteil der Begründung zum Entwurf der Änderung des Flächen-

nutzungsplans und ihr als Anhang beigefügt. Bezüglich der Auswirkungen der Planung auf 

Boden, Natur und Landschaft wird daher an dieser Stelle auf den Umweltbericht verwiesen.  

Im Folgenden werden die maßgeblichen Ergebnisse des Umweltberichtes insgesamt kurz zu-

sammenfassend aufgeführt und bewertet. 

Zusammenfassung Umweltbericht  

Im Rahmen der 34. Flächennutzungsplanänderung wurde gemäß § 2 Abs. 4 BauGB eine Um-

weltprüfung durchgeführt, deren Ergebnisse im Umweltbericht nach § 2a BauGB dokumen-

tiert sind. Ziel der Planung ist die Vorbereitung der Errichtung von Photovoltaik-Freiflächen-

anlagen auf einer ca. 16,1 ha großen, derzeit intensiv landwirtschaftlich genutzten Fläche 

zwischen Nienhagen und Moringen. 

Die Umweltprüfung kommt zu dem Ergebnis, dass durch die Planung erhebliche Umwelt-

auswirkungen vorbereitet werden. Diese betreffen insbesondere das Schutzgut Boden, Bio-

toptypen, Fauna sowie das Landschaftsbild. 

Für das Schutzgut Boden ergeben sich erhebliche Beeinträchtigungen durch Versiegelung und 

Überbauung. Dadurch gehen Bodenfunktionen dauerhaft verloren. Teilweise sind auch sel-

tene oder standörtlich besondere Böden betroffen, die jedoch bereits durch die landwirt-

schaftliche Nutzung vorbelastet sind. 

Für das Landschaftsbild sind Veränderungen durch die Errichtung technischer Anlagen in der 

offenen Agrarlandschaft zu erwarten. Aufgrund der bestehenden Vorprägung durch inten-

sive Landwirtschaft und einen nahegelegenen Solarpark wird die zusätzliche Beeinträchti-

gung insgesamt als eher gering bewertet. 

Hinsichtlich der Biotoptypen und der Fauna ergeben sich erhebliche Auswirkungen vor allem 

durch den Verlust von Ackerflächen als Lebens- und Nahrungshabitate. Die Gehölzstrukturen 

im Plangebiet bleiben weitgehend erhalten und besitzen weiterhin eine hohe ökologische 

Bedeutung. Für diese Strukturen werden auf Bebauungsplanebene Erhaltungsfestsetzungen 

getroffen. Zudem ist vorgesehen, durch Pflanz- und Strukturmaßnahmen die ökologische 

Wertigkeit des Gebietes langfristig zu erhöhen. 

Artenschutzrechtlich relevant ist insbesondere die Betroffenheit der Feldlerche als Art der of-

fenen Agrarlandschaft. Zur Vermeidung von Verbotstatbeständen nach § 44 BNatSchG wer-

den funktionserhaltende und externe Kompensationsmaßnahmen umgesetzt, insbesondere 

durch die Entwicklung extensiv genutzter landwirtschaftlicher Flächen mit Blühstreifen, Bra-

chen und reduzierter Bewirtschaftungsintensität. Weitere wertgebende Arten wie Dorn-

grasmücke, Goldammer und Neuntöter bleiben durch den Erhalt der Gehölzstrukturen be-

rücksichtigt. Feldhamster und Fledermausquartiere wurden im Plangebiet nicht nachgewie-

sen. 
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Zur Vermeidung und Minderung erheblicher Umweltauswirkungen werden auf Ebene des 

Bebauungsplans geeignete Maßnahmen festgesetzt. Unter Berücksichtigung dieser Maßnah-

men sowie der vorgesehenen Kompensation können erhebliche Beeinträchtigungen redu-

ziert und artenschutzrechtliche Konflikte vermieden werden. 

8 Hinweise 

8.1 Artenschutzrecht 

Nach § 44 (1) BNatSchG ist es verboten, Tiere europäisch geschützter Arten zu verletzten 

oder zu töten, sie erheblich zu stören oder ihre Fortpflanzungs- und Ruhe-stätten zu be-

schädigen oder zu zerstören. Dies gilt neben den geschützten Arten auch für alle Vogelarten. 

Die Beseitigung von Habitatstrukturen zur Brutzeit der Vögel ist nicht erlaubt, da sie durch 

Einhaltung von Bauzeiten vermeidbar ist. Es darf daher zur Brutzeit zwischen 01.03. und 

31.09. kein Baum und kein Gebüsch gefällt werden, in dem ein Vogel brütet, da ansonsten 

das Tötungsverbot des Artenschutzrechtes für die Gelege einschlägig würde. Im Zeitraum 

vom 01.03. und 15.08. darf kein Abschieben von Oberboden und keine Baustelleneinrichtung 

erfolgen, da ansonsten das Tötungsverbot des Artenschutzrechtes für die Gelege von bo-

denbrütenden Vogelarten einschlägig werden würde. 

Eine Ausnahme von dieser zeitlichen Einschränkung ist in Abstimmung mit der zuständigen 

Naturschutzbehörde möglich, wenn die entsprechenden Gehölze vorher auf Nester bzw. Ge-

lege durch einen Experten überprüft werden und eine Störung der Fortpflanzungs- und Ru-

hestätten sowie eine Tötung ausgeschlossen werden können.  

Bei Zuwiderhandlungen gegen das Artenschutzrecht drohen die Bußgeld- und Strafvorschrif-

ten der §§ 69 ff BNatSchG. 

8.2 Kampfmittel 

Für das Plangebiet der Änderung des Flächennutzungsplans wurde durch das Landesamt für 

Geoinformation und Landesvermessung Niedersachsen, Kampfmittelbeseitigungsdienst, 

eine Luftbildauswertung (Stand 20.02.2025) vorgenommen. 

• Empfehlung: Kein Handlungsbedarf 

• Luftbilder: Die derzeit vorliegenden Luftbilder wurden vollständig ausgewertet. 

• Luftbildauswertung: Nach durchgeführter Luftbildauswertung wird keine Kampfmit-
telbelastung vermutet. 

• Sondierung: Es wurde keine Sondierung durchgeführt. 

• Räumung: Die Fläche wurde nicht geräumt. 

• Belastung: Ein Kampfmittelverdacht hat sich nicht bestätigt. 
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• Hinweise: 

Die vorliegenden Luftbilder können nur auf Schäden durch Abwurfkampfmittel über-

prüft werden. Sollten bei Erdarbeiten andere Kampfmittel (Granaten, Panzerfäuste, 

Brandmunition, Minen etc.) gefunden werden, benachrichtigen Sie bitte umgehend 

die zuständige Polizeidienststelle, das Ordnungsamt oder den Kampfmittelbeseiti-

gungsdienst des Landes Niedersachsens bei der RD Hameln-Hannover des LGLN. 

9 Städtebauliche Werte und Kosten 

Tabelle 1  Flächenbilanz  

Plangebietsgröße  
 

Ca. 16,1 ha 100 % 

Sonstiges Sondergebiet für Erneuerbare Energien – Zweck-
bestimmung Photovoltaik 

Ca. 16,1 ha 100 % 

Durch die Änderung des Flächennutzungsplans entstehen der Stadt Moringen keine unmit-

telbaren Kosten, die über die üblichen Verwaltungs- und Planungskosten hinausgehen. Es 

wurde ein städtebaulicher Vertrag mit der Vorhabenträgerin geschlossen. 

Moringen, den __.__.____ 

Stadt Moringen 

Die Bürgermeisterin 

 

________________ 

(Müller-Otte) 

 


